
[POLIDOCS-BUCH v1]
Zweck: Aussagen, Entscheidungen, Geschäftsinteressen und mögliche Interessenkonflikte Donald
Trumps als politischer Akteur und US-Präsident überprüfbar dokumentieren und einordnen.
Umfang: Politisch relevante Vorgänge mit Schwerpunkt auf Trumps Amtsführung, öffentlicher
Kommunikation, privaten Unternehmens- und Vermögensinteressen sowie US-Rechts- und
Ethikfragen.
Eintragseinheit: Kapitel bündeln dauerhafte Themenfelder; Seiten prüfen eine konkrete
Behauptung, einen Vorgang, ein Geschäft oder eine rechtliche beziehungsweise institutionelle
Bewertung.
Abgrenzung: Private Belanglosigkeiten, Gerüchte, bloße Empörung ohne überprüfbare
Tatsachengrundlage und allgemeine US-Politik ohne klaren Trump-Bezug werden nicht
aufgenommen.
Qualität: Primärquellen und amtliche Dokumente priorisieren; bestätigte Tatsachen, Vorwürfe,
rechtliche Streitfragen, Ermittlungsstand, Gegenargumente und redaktionelle Bewertung klar
trennen.
Erweiterungsauftrag: Relevante neue Vorgänge recherchieren, das gesamte Buch auf
Überschneidungen prüfen und als belegte Einzelseiten im passenden Kapitel ergänzen; offene
Verfahren und Quellenstände aktualisieren.

Interessenkonflikte und private Geschäfte

Verkauft Trump schnelleren Zugang zu seinen Truth-Social-Posts – und ist das
Insiderhandel?
Emoluments, Trump-Hotels und Zahlungen an den Präsidenten

Chronologie und Methodik

Timeline: Skandale, Rechtsverstöße und Machtmissbrauch
Methodik: Was gilt als Rechtsverstoß, Vorwurf oder Skandal?

Demokratische Ordnung und Machtmissbrauch

Ukraine-Druck, Militärhilfe und erstes Impeachment
Wahlumsturzversuch 2020, der 6. Januar und das zweite Impeachment

Justiz, Ermittlungen und Regierungsunterlagen

Donald Trump



Hat Trump die Russland-Ermittlung behindert?
Geheimdokumente in Mar-a-Lago: Was ist belegt?

Menschenrechte und Migration

Familientrennung an der US-Grenze

Zweite Amtszeit: Rechtsstaat und Institutionen

Die Massenentlassung der Inspectors General 2025
Dekrete gegen Anwaltskanzleien
Alien Enemies Act, CECOT und Abschiebungen ohne Rechtsschutz

Epstein-Files

Timeline: Trump und die Epstein-Files
Wie eng waren Donald Trump und Jeffrey Epstein?
Die Epstein-Akten unter Trumps zweiter Regierung



[POLIDOCS-KAPITEL v1]
Zweck: Überschneidungen zwischen Donald Trumps öffentlichem Amt, politischen Entscheidungen
und seinen beziehungsweise seiner Familie zuzurechnenden privaten Vermögensinteressen
untersuchen.
Eintragseinheit: Eine Seite prüft einen klar abgegrenzten Geschäftsvorgang, finanziellen Anreiz,
Interessenkonflikt oder dazugehörigen Rechts- und Ethikvorwurf.
Aufnahmekriterien: Nachweisbarer Trump-Bezug, politisch relevante Verbindung zwischen Amt und
privatem Vorteil sowie belastbare Primärquelle, Finanzoffenlegung, amtliches Dokument oder
seriöse Mehrquellenberichterstattung.
Pflichtinhalt: Behauptung, bestätigte Tatsachen, Eigentums- oder Zahlungsweg, Amtsbezug,
einschlägiger Rechtsrahmen, Ermittlungs- und Verfahrensstand, starke Gegenargumente,
Unsicherheiten, Stichtag und Quellen.
Abgrenzung: Allgemeine Geschäftstätigkeit ohne Amtsbezug, unbelegte Bereicherungsvorwürfe
und strafrechtliche Schlussfolgerungen ohne zuständige Feststellung werden ausgeschlossen.
Erweiterungsauftrag: Neue mögliche Konflikte recherchieren, gegen bestehende Seiten
deduplizieren, Geld- und Einflusswege soweit belegt darstellen und Tatsachen, Rechtsfrage,
Ethikurteil und offenen Verfahrensstand getrennt veröffentlichen.

Interessenkonflikte und
private Geschäfte



Interessenkonflikte und private Geschäfte

Stand: 11. August 2026

Ja, der Kern der Behauptung stimmt: Trump Media & Technology Group (TMTG), die
Betreiberin von Truth Social, verkauft institutionellen Kunden mit der „Truth API“ einen
lizenzierten, maschinenlesbaren Datenfeed. TMTG wirbt ausdrücklich mit der schnellsten
Übermittlung besonders marktbewegender Truth-Social-Posts in Millisekunden und richtet das
Produkt unter anderem an Hochfrequenz- und algorithmische Händler. Nach übereinstimmenden
Medienberichten umfasst der Feed auch Donald Trumps Konto. Bis zu 100.000 US-Dollar pro
Monat sind berichtet, aber nicht in der öffentlichen TMTG-Mitteilung bestätigt.

„Early Access“ ist dabei missverständlich: Nach dem derzeit belegten Modell erhalten Käufer
keine unveröffentlichten Entwürfe vor dem Absenden. Die Posts sollen auf Truth Social für alle
gleichzeitig sichtbar werden; zahlende Kunden bekommen sie jedoch über eine schnellere
technische Leitung und können sie automatisiert auswerten, bevor gewöhnliche Nutzer eine
Benachrichtigung sehen oder den Beitrag manuell entdecken.

Das ist nicht automatisch und nicht nachweislich „einfach Insiderhandel“. Nach US-Recht
setzt klassischer Insiderhandel grundsätzlich einen Wertpapierkauf oder -verkauf auf Grundlage
wesentlicher, nichtöffentlicher Information und einen Bruch einer Vertrauens- oder
Verschwiegenheitspflicht voraus. Ob Information noch „nichtöffentlich“ ist, wenn der Post bereits
allgemein abrufbar ist und nur schneller an Abonnenten ausgeliefert wird, ist rechtlich umstritten.
Es gibt bislang keine öffentlich bekannte SEC-Entscheidung oder Gerichtsentscheidung, die Truth
API als illegal eingestuft hat.

Verkauft Trump schnelleren
Zugang zu seinen Truth-
Social-Posts – und ist das
Insiderhandel?

Kurzantwort



Der Interessenkonflikt ist dennoch erheblich: Trump kann als Präsident marktbewegende
Regierungsinformation erzeugen oder bekanntgeben und ist zugleich wirtschaftlich mit dem
Unternehmen verbunden, das den Geschwindigkeitsvorteil verkauft.

TMTG kündigte Truth API am 16. Juli 2026 an und nannte den 1. August als Starttermin für
institutionelle Kunden. Die offizielle Mitteilung beschreibt:

einen lizenzierten Echtzeit-Feed der „höchstrangigen“ Truth-Social-Konten,
Zustellung in Millisekunden,
einen maschinenlesbaren Feed für Hochfrequenz- und algorithmische Händler,
durchgehende Abdeckung rund um die Uhr,
ein Beitragsarchiv zurück bis 2022,
eine neue wiederkehrende Einnahmequelle für TMTG.

Die TMTG-Mitteilung nennt Trump nicht ausdrücklich und veröffentlicht keinen Preis. NPR, AP, The
Atlantic, Fortune und weitere Medien berichteten nach dem Start jedoch, dass Trumps Konto Teil
des Angebots ist. Mehrere Berichte nennen einen Preis von bis zu 100.000 US-Dollar monatlich;
diese Summe geht auf nichtöffentliche Verkaufsangebote beziehungsweise informierte Quellen
zurück.

Es sind zwei verschiedene Modelle auseinanderzuhalten:

1. Vorabinformation: Abonnenten sehen Inhalt, bevor Trump ihn veröffentlicht. Dafür gibt
es derzeit keinen belastbaren Beleg.

2. Schnellere Übermittlung: Der Beitrag wird öffentlich gepostet, erreicht den bezahlten
Maschinenfeed aber mit geringerer Verzögerung als normale Benachrichtigungen oder
manuelle Beobachtung. Dieses Modell ist durch TMTG und die Berichterstattung belegt.

Für Hochfrequenzhandel können schon Millisekunden wirtschaftlich wertvoll sein. Ein technischer
Vorsprung ist aber nicht dasselbe wie der geheime Vorabzugang zu einem Entwurf.

Was genau verkauft wird

Was „früher“ hier bedeutet

Warum Trump finanziell betroffen
ist



Eine SEC-Meldung dokumentiert, dass 114,75 Millionen TMTG-Aktien in den Donald J. Trump
Revocable Trust übertragen wurden. Donald Trump ist dessen alleiniger gegenwärtiger
Begünstigter; Donald Trump Jr. verfügt als Trustee über Stimm- und Anlagebefugnis. Der
prozentuale Anteil verändert sich durch spätere Aktienausgaben, die wirtschaftliche Verbindung
bleibt aber erheblich.

Damit kann eine neue, profitable Einnahmequelle den Wert von Trumps Beteiligung steigern. Das
beweist nicht, dass einzelne Abogebühren unmittelbar an Trump ausgezahlt werden. Es begründet
jedoch einen klaren privaten Vermögensanreiz.

Trumps Äußerungen zu Zöllen, Krieg, Sanktionen, Unternehmen oder
Personalentscheidungen können Aktien, Anleihen, Währungen und Rohstoffe bewegen.
Abonnenten kaufen den Feed gerade, um auf solche Informationen schneller handeln zu
können.
Trump besitzt Regierungswissen kraft seines Amtes und ist wirtschaftlich mit dem
Verkäufer des Feeds verbunden.
Die Juristin und frühere SEC-Funktionärin Renée Jones argumentiert, dass wesentliche
nichtöffentliche Regierungsinformation dem Staat beziehungsweise der Öffentlichkeit
gehöre und nicht privat monetarisiert werden dürfe.
Kritiker sehen einen möglichen „Tipping“-Fall: Ein Amtsträger verschafft ausgewählten
Händlern gegen privaten wirtschaftlichen Vorteil einen Informationsvorsprung.

US-Regel 10b5-1 erfasst Wertpapierhandel auf Grundlage wesentlicher nichtöffentlicher
Information, wenn dabei eine Vertrauens- oder Verschwiegenheitspflicht gegenüber Emittent,
Aktionären oder Informationsquelle verletzt wird. Beim belegten Truth-API-Modell sind
insbesondere zwei Punkte offen:

Nichtöffentlichkeit: TMTG erklärt, Abonnenten erhielten lediglich den schnellsten Weg,
öffentlich verfügbare Daten einzulesen. Nach Berichten bleiben die Posts zeitgleich
allgemein sichtbar; nur die Benachrichtigung beziehungsweise technische Zustellung ist

Ist das nach US-Recht
Insiderhandel?
Was für den Vorwurf spricht

Was gegen eine klare Einordnung als
Insiderhandel spricht



schneller.
Pflichtverletzung und Täuschung: Die kostenpflichtige Bevorzugung wird offen
beworben. Eine ungleiche Informationsgeschwindigkeit ist für sich allein kein allgemeines
Insiderhandelsverbot. Börsen und Datenanbieter verkaufen ebenfalls schnellere
Marktdatenfeeds.

Deshalb halten mehrere befragte Rechtswissenschaftler eine Anwendung des bestehenden
Insiderhandelsrechts für unsicher. Benachteiligung gewöhnlicher Anleger oder ein „unfairer“
Vorsprung genügen rechtlich nicht automatisch.

Die Bewertung könnte anders ausfallen, wenn Belege zeigen, dass:

Abonnenten den Inhalt tatsächlich vor der öffentlichen Veröffentlichung erhalten,
die öffentliche Anzeige absichtlich verzögert wird,
vertrauliche Regierungsentscheidungen über den Feed selektiv gegen privaten Vorteil
weitergegeben werden,
Trump, TMTG-Verantwortliche oder Abonnenten aufgrund einer besonderen
Vertrauenspflicht handeln oder
Beteiligte selbst passend zur Veröffentlichung Wertpapiere kaufen oder verkaufen.

Für diese weitergehenden Tatsachen liefert die bisher geprüfte öffentliche Dokumentation keinen
Nachweis.

Der STOCK Act stellt klar, dass Amtsträger nicht von den allgemeinen Regeln gegen
Wertpapierhandel mit wesentlichen nichtöffentlichen Informationen ausgenommen sind. Kritiker
argumentieren, Trump verwandle nichtöffentliche Regierungsinformation in einen privaten Vorteil.
Ob ein bereits veröffentlichter, nur schneller zugestellter Post die gesetzlichen Voraussetzungen
erfüllt, ist jedoch ebenfalls nicht geklärt.

Auch Marktmanipulation ist nicht schon deshalb bewiesen, weil ein Post Kurse bewegt. Dafür
wären zusätzliche Tatsachen über Täuschung, manipulatives Verhalten oder eine abgestimmte
Handelsstrategie nötig. Die Existenz des Feeds allein belegt das nicht. Sie schafft allerdings einen
problematischen Anreiz, möglichst häufig marktbewegende Meldungen über die eigene Plattform
zu verbreiten.

Wann der Insiderhandelsvorwurf deutlich
stärker würde

STOCK Act und Marktmanipulation



Unabhängig von einer späteren straf- oder aufsichtsrechtlichen Bewertung ist der
Interessenkonflikt außergewöhnlich:

Der Präsident kann Marktinformation durch Regierungsentscheidungen selbst erzeugen.
Er entscheidet, wann und über welchen privaten Kanal er sie bekanntgibt.
Ein Unternehmen, an dem er wirtschaftlich beteiligt ist, verkauft die schnellste technische
Auslieferung genau dieser Mitteilungen.
Wohlhabende institutionelle Händler können den Vorteil kaufen; gewöhnliche Anleger
nicht.

Das stärkste derzeit belegbare Urteil lautet daher: bestätigtes Pay-for-speed-Modell,
erheblicher Interessenkonflikt und eine ernsthafte, aber ungeklärte Insiderhandelsfrage
. „Eindeutig Insiderhandel“ geht über den öffentlich belegten Rechtsstand hinaus.

Die demokratischen Senatoren Elizabeth Warren und Adam Schiff forderten die SEC Ende Juli 2026
zu einer Untersuchung auf. Der demokratische Ranking Member im Justizausschuss des
Repräsentantenhauses, Jamie Raskin, leitete ebenfalls eine Untersuchung ein und verlangte
Unterlagen zu Entwicklung, Preisen, Kunden, Konten und möglichen Kontakten zu
Regierungsstellen.

Das sind Prüf- und Ermittlungsforderungen, keine Feststellung eines Rechtsverstoßes. Bis zum 11.
August 2026 wurde bei der Recherche keine öffentliche SEC-Entscheidung, Anklage oder
gerichtliche Entscheidung zu Truth API gefunden.

Behauptung „Trump Media verkauft sehr schnellen Zugang zu Trumps Posts“: belegt.
Behauptung „Kunden sehen unveröffentlichte Trump-Posts vor dem Absenden“: nicht
belegt.
Behauptung „Das ist eindeutig illegaler Insiderhandel“: derzeit zu stark.
Bewertung „Das schafft einen massiven Interessenkonflikt und verdient eine
unabhängige Untersuchung“: gut begründet.

Politische und ethische Einordnung

Politischer und behördlicher Stand

Fazit

Quellen



1. Trump Media & Technology Group, „Trump Media and Technology Group Launches Truth
API…“, 16.07.2026, als Anlage bei der SEC:
https://www.sec.gov/Archives/edgar/data/1849635/000143774926023709/ex_988917.htm

2. eCFR, 17 CFR § 240.10b5-1, „Trading ‘on the basis of’ material nonpublic information in
insider trading cases“, abgerufen am 11.08.2026: https://www.ecfr.gov/current/title-
17/chapter-II/part-240/subpart-A/subject-group-ECFRbda83517ce4377f/section-240.10b5-
1

3. eCFR/Cornell LII, 17 CFR § 240.10b5-2, „Duties of trust or confidence in misappropriation
insider trading cases“, abgerufen am 11.08.2026:
https://www.law.cornell.edu/cfr/text/17/240.10b5-2

4. SEC, Schedule 13D Amendment No. 2 zu TMTG, 19.12.2024:
https://www.sec.gov/Archives/edgar/data/947033/000114036124050512/xslSCHEDULE_13
D_X01/primary_doc.xml

5. NPR, „For sale: early access to Trump's Truth Social posts“, 01.08.2026:
https://www.npr.org/2026/08/01/nx-s1-5912219/trump-truth-social-access-insider-trading

6. Associated Press, „Trump stands to profit by selling fast access to his social media posts“,
01.08.2026: https://apnews.com/article/trump-truth-social-media-insider-trading-posts-
feeds-traders-25c2c5be926f2650d0610c84100cffb8

7. The Atlantic, „Trump Tests the Definition of ‘Insider Trading’“, 04.08.2026:
https://www.theatlantic.com/newsletters/2026/08/trump-social-media-posts-policy-
markets/688182/

8. Los Angeles Times, „Trump's selling Wall Street early access … might be legal“,
23.07.2026: https://www.latimes.com/business/story/2026-07-23/trump-selling-wall-street-
early-access-to-truth-social-posts-ethically-repugnant-but-may-not-be-illegal

9. House Judiciary Committee Democrats, „Ranking Member Raskin Launches
Investigation…“, 31.07.2026: https://democrats-judiciary.house.gov/media-center/press-
releases/ranking-member-raskin-launches-investigation-into-trump-scheme-to-sell-insider-
access-to-his-own-truth-social-posts

10. Fortune, „‘This is insider trading by definition’…“, 04.08.2026:
https://fortune.com/2026/08/04/insider-trading-trump-truth-social-early-access/
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Interessenkonflikte und private Geschäfte

Stand: 11. August 2026

Trump behielt während seiner ersten Amtszeit den wirtschaftlichen Nutzen aus seinem
Unternehmensverbund. Ausländische Regierungen, Lobbyisten, politische Gruppen und US-
Behörden gaben Geld in Trump-Betrieben aus. Das schuf einen direkten Kanal, über den Personen
mit Interessen gegenüber der Regierung Umsätze in Unternehmen des Präsidenten lenken
konnten. Mehrere Emoluments-Klagen erreichten keine abschließende Sachentscheidung; der
Supreme Court erklärte sie nach Ende der Amtszeit für gegenstandslos. Daher ist „klar
verfassungswidrig festgestellt“ zu stark, während „massiver, belegter Interessenkonflikt“ gut
begründet ist.

Trump übergab die tägliche Geschäftsführung seinen Söhnen, veräußerte seine
wirtschaftlichen Interessen aber nicht und nutzte keinen echten Blind Trust.
Das Trump International Hotel in Washington wurde zu einem Treffpunkt für politische
Gruppen, Lobbyisten und ausländische Delegationen.
Bundesbehörden und der Secret Service zahlten für Aufenthalte und Leistungen in Trump-
Objekten.
Der Pachtvertrag des Washingtoner Old Post Office untersagte einem gewählten
Bundesamtsträger grundsätzlich, Vorteile aus dem Vertrag zu ziehen. Die General
Services Administration ließ den Vertrag dennoch fortbestehen; ihr Inspector General
stellte fest, die Behörde habe die Verfassungsfragen nicht angemessen behandelt.

Emoluments, Trump-Hotels
und Zahlungen an den
Präsidenten

Kurzfazit

Was belegt ist



Die Foreign Emoluments Clause begrenzt Vorteile ausländischer Staaten ohne Zustimmung des
Kongresses; die Domestic Emoluments Clause schützt die präsidentielle Vergütung vor zusätzlichen
Vorteilen aus Bund oder Einzelstaaten. Umstritten war insbesondere, ob marktübliche Zahlungen
an ein Unternehmen als „emolument“ gelten und wer klagebefugt ist.

Verschiedene Gerichte kamen zu unterschiedlichen Zwischenentscheidungen über Klagebefugnis
und Begriffsweite. Nachdem Trump nicht mehr Präsident war, hob der Supreme Court
Entscheidungen auf und wies die Verfahren als gegenstandslos zurück. Das ließ die Kernfrage
offen.

Trump verwies auf die Übergabe des Managements, freiwillige Spenden bestimmter ausländischer
Gewinne an das US-Finanzministerium und die Position, normale Markttransaktionen seien keine
verfassungsrechtlich verbotenen Geschenke. Diese Maßnahmen reduzierten einzelne Risiken,
verhinderten aber nicht, dass Umsatz, Markenwert und Vermögenswert weiterhin dem Präsidenten
zugutekamen.

Belegt: fortbestehendes Eigentumsinteresse und erhebliche Zahlungen politisch interessierter
Akteure an Trump-Betriebe.
Nicht abschließend entschieden: ob und welche Zahlungen gegen die Emoluments Clauses
verstießen.
Redaktionelles Urteil: außergewöhnlicher und vermeidbarer Interessenkonflikt, verstärkt durch
fehlende Offenlegung einzelner Zahlungsströme.

1. U.S. GSA Office of Inspector General, Evaluation of GSA’s Management and Administration
of the Old Post Office Building Lease, 16.01.2019:
https://www.gsaig.gov/content/evaluation-gsas-management-and-administration-old-post-
office-building-lease

2. U.S. Supreme Court, Orders in Trump v. Citizens for Responsibility and Ethics in
Washington, 25.01.2021:

Verfassungsfragen

Trumps Verteidigung

Bewertung

Quellen
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https://www.supremecourt.gov/orders/courtorders/012521zor_3f14.pdf
3. U.S. House Committee on Oversight and Reform, Dokumente zu ausländischen

Regierungszahlungen an Trump-Unternehmen, 2024:
https://oversightdemocrats.house.gov/sites/evo-subsites/democrats-
oversight.house.gov/files/2024-01-04.COA%20DEMS%20-%20Mazars%20Report.pdf
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[POLIDOCS-KAPITEL v1]
Zweck: Eine knappe, verlinkte Haupttimeline sowie die gemeinsamen Evidenz- und
Darstellungsregeln des Trump-Buchs führen.
Eintragseinheit: Eine zentrale Timeline und eine zentrale Methodikseite; keine Sachverhalte ohne
eigene Detailseite als abgeschlossen ausgeben.
Aufnahmekriterien: Politisch relevanter Vorgang mit direktem Bezug zu Trumps Amtsführung,
öffentlicher Macht oder daraus entstehendem privatem Vorteil und belastbarer Quellenbasis.
Pflichtinhalt: Datum, Kurzbeschreibung, Evidenz- oder Verfahrensstatus, Link zur Detailseite,
Stichtag und klare Trennung von Feststellung, Vorwurf und Bewertung.
Abgrenzung: Ausführliche Fallprüfung gehört in das jeweilige Sachkapitel; allgemeine Kontroversen
ohne überprüfbare Tatsachengrundlage werden nicht aufgenommen.
Erweiterungsauftrag: Neue Kandidaten zuerst recherchieren und als Detailseite veröffentlichen,
dann Timeline und gegebenenfalls Methodik aktualisieren.

Chronologie und Methodik



Chronologie und Methodik

Stand: 11. August 2026 · fortlaufende Recherche

Diese Seite ist der schnelle Einstieg in dokumentierte Skandale, Rechtsverstöße,
Machtmissbrauchsvorwürfe und schwere Normbrüche Donald Trumps als US-Präsident.
Abgeschlossene Einträge führen zu einer eigenen Ausarbeitung; ausdrücklich als „in Vorbereitung“
markierte Punkte bilden die offene Recherchewarteschlange. Die Aufnahme bedeutet nicht
automatisch, dass Trump persönlich eine Straftat begangen hat.

Kennzeichnung: festgestellt = Gericht oder zuständige Kontrollinstanz hat einen Rechtsverstoß
festgestellt; angeklagt = strafrechtlicher Vorwurf ohne Verurteilung; Impeachment = Anklage
durch das Repräsentantenhaus, anschließend Freispruch im Senat; belegt, rechtlich offen =
Tatsachenkern gut belegt, Rechts- oder Ethikbewertung aber nicht abschließend entschieden;
Recherche läuft = noch keine abschließende PoliDocs-Ausarbeitung.

Timeline: Skandale,
Rechtsverstöße und
Machtmissbrauch

Worum es auf dieser Seite geht



Die Grafik zeigt nur die bereits ausgearbeiteten Dossiers. Anzahl und Farbe sind kein
mathematisches Maß für Schuld oder Schwere.

Trump entließ FBI-Direktor James Comey, versuchte nach den Feststellungen des Mueller-Berichts
mehrfach Einfluss auf die Russland-Ermittlung zu nehmen und ordnete unter anderem die
Entlassung des Sonderermittlers an; Untergebene setzten einzelne Weisungen nicht um. Mueller
traf wegen der bindenden Auffassung des Justizministeriums zur Anklage eines amtierenden
Präsidenten keine klassische Anklageentscheidung. Status: belegt, strafrechtlich nicht
entschieden. Detailseite

Erste Amtszeit (2017–2021)
2017–2019: Russland-Ermittlung und
mögliche Justizbehinderung

2017–2021: Zahlungen an Trump-
Unternehmen und Emoluments-Fragen

https://polidocs.nilox.network/books/donald-trump/page/hat-trump-die-russland-ermittlung-behindert


Ausländische Regierungen, Lobbyisten und US-Behörden gaben Geld in Trump-Hotels und anderen
Betrieben aus, während Trump wirtschaftlich beteiligt blieb. Mehrere Klagen wurden nach Ende der
Amtszeit ohne Entscheidung in der Sache erledigt. Ein GSA-Prüfbericht beanstandete die
Behandlung des Hotelpachtvertrags. Status: erheblicher Interessenkonflikt;
Verfassungsfrage nicht abschließend entschieden. Detailseite

Die „Zero Tolerance“-Umsetzung trennte tausende Kinder von ihren Eltern. Ein Bundesgericht
ordnete die Wiedervereinigung an; Kontrollberichte dokumentierten fehlende Planung und
unzureichende Nachverfolgung. Status: zentrale Praxis gerichtlich gestoppt; schwere
Menschenrechts- und Verwaltungsversäumnisse belegt. Detailseite

Trump drängte die Ukraine zu öffentlichkeitswirksamen Ermittlungsankündigungen gegen Joe
Biden und hielt vom Kongress bewilligte Hilfe zurück. Das GAO stellte beim Zurückhalten der Mittel
einen Verstoß gegen den Impoundment Control Act fest. Das Repräsentantenhaus impeachte
Trump wegen Machtmissbrauchs und Behinderung des Kongresses; der Senat sprach ihn frei.
Status: Haushaltsrechtsverstoß festgestellt; Impeachment mit Freispruch. Detailseite

Nach seiner Niederlage verbreitete Trump widerlegte Betrugsbehauptungen, bedrängte
Amtsträger, unterstützte den Plan alternativer Wahlleute und drängte Mike Pence, gültige Stimmen
nicht anzuerkennen. Nach dem Angriff auf das Kapitol wurde Trump wegen „Anstiftung zum
Aufruhr“ impeacht und im Senat freigesprochen. Die spätere Bundesanklage wurde nach seiner
Wiederwahl wegen der DOJ-Praxis gegen Anklagen amtierender Präsidenten eingestellt, nicht
aufgrund eines Freispruchs in der Sache. Status: umfassend belegt; strafrechtliche
Hauptsache nicht entschieden. Detailseite

2018: Systematische Trennung von
Familien an der Grenze

2019–2020: Ukraine-Druck, eingefrorene
Militärhilfe und erstes Impeachment

2020–2021: Versuch, das Wahlergebnis zu
kippen, 6. Januar und zweites
Impeachment

https://polidocs.nilox.network/books/donald-trump/page/emoluments-trump-hotels-und-zahlungen-an-den-prasidenten
https://polidocs.nilox.network/books/donald-trump/page/familientrennung-an-der-us-grenze
https://polidocs.nilox.network/books/donald-trump/page/ukraine-druck-militarhilfe-und-erstes-impeachment
https://polidocs.nilox.network/books/donald-trump/page/wahlumsturzversuch-2020-der-6-januar-und-das-zweite-impeachment


Nach dem Amtswechsel befanden sich in Mar-a-Lago zahlreiche Regierungsunterlagen, darunter
Dokumente mit Geheimhaltungsmarkierungen. Trump wurde wegen vorsätzlicher Zurückhaltung
und Behinderung angeklagt. Die Richterin wies das Verfahren 2024 wegen ihrer Auslegung der
Ernennung des Sonderermittlers ab; nach Trumps Wiederwahl wurde das Verfahren gegen ihn
beendet. Status: angeklagt, keine Sachentscheidung und keine Verurteilung. Detailseite

Trump entfernte unabhängige Kontrollbeamte ohne die gesetzlich verlangte Vorankündigung an
den Kongress. Ein Bundesgericht stellte 2025 fest, dass die Entlassungen rechtswidrig waren,
ordnete aber keine Wiedereinsetzung an. Status: rechtswidrig festgestellt. Detailseite

Executive Order 14160 sollte bestimmten in den USA geborenen Kindern die Staatsbürgerschaft
verweigern. Gerichte blockierten die Regel; der Supreme Court entschied 2025 vor allem über die
Reichweite landesweiter Verfügungen und nicht abschließend über die Verfassungsmäßigkeit.
Status: gerichtlich blockiert; Hauptfrage im dokumentierten Stand nicht abschließend
entschieden. Ausarbeitung in Vorbereitung.

2021–2025: Mitnahme und Aufbewahrung
geheimer Regierungsunterlagen

Zweite Amtszeit (seit 2025)
Januar 2025: Fristlose Entlassung von 17
Inspectors General

Januar 2025: Versuch, Geburtsorts-
Staatsbürgerschaft per Dekret
einzuschränken

Januar 2025: Pauschale Einfrierung
bewilligter Bundesmittel

https://polidocs.nilox.network/books/donald-trump/page/geheimdokumente-in-mar-a-lago-was-ist-belegt
https://polidocs.nilox.network/books/donald-trump/page/die-massenentlassung-der-inspectors-general-2025


Die Regierung versuchte, weite Teile bereits bewilligter Ausgaben auszusetzen. Gerichte ordneten
die Freigabe an und beanstandeten die Missachtung von Anordnungen; der Konflikt berührt die
Budgethoheit des Kongresses. Status: mehrere gerichtliche Niederlagen; Einzelfragen und
Berufungen getrennt zu prüfen. Ausarbeitung in Vorbereitung.

Trump belegte Kanzleien, die politische Gegner oder frühere Ermittler vertraten, mit Sicherheits-,
Zugangs- und Vertragsnachteilen. Mehrere Bundesgerichte erklärten die Dekrete wegen Verletzung
von Meinungsfreiheit, anwaltlicher Unabhängigkeit und rechtsstaatlichen Garantien für
verfassungswidrig. Status: verfassungswidrig festgestellt; Verfahrensstände werden
fortgeschrieben. Detailseite

Die Regierung nutzte den Alien Enemies Act, Drittstaatenabschiebungen und beschleunigte
Verfahren. Der Supreme Court verlangte rechtzeitige Information und eine reale Möglichkeit
gerichtlicher Prüfung. Im Fall Kilmar Abrego Garcia räumte die Regierung eine irrtümliche
Abschiebung trotz Schutzanordnung ein. Status: konkrete Verfahrensverstöße und
unrechtmäßige Abschiebung gerichtlich festgestellt; Gesamtpolitik nicht pauschal
„illegal“. Detailseite

Trumps Meme-Coin, Krypto-Unternehmen, ausländische Geschäftskontakte und der Verkauf
besonders schnellen Zugangs zu Truth-Social-Posts schaffen neue Geld- und Einflusswege. Status:
Interessenkonflikte belegt; einzelne Rechtsvorwürfe offen. Siehe Kapitel
„Interessenkonflikte und private Geschäfte“.

März–Juni 2025: Dekrete gegen
Anwaltskanzleien

März 2025–2026: Abschiebungen ohne
ausreichendes Verfahren

2025–2026: Private Geschäfte, Krypto und
Zugang zum Präsidenten

2025–2026: Umgang mit den Epstein-
Akten

https://polidocs.nilox.network/books/donald-trump/page/dekrete-gegen-anwaltskanzleien
https://polidocs.nilox.network/books/donald-trump/page/alien-enemies-act-cecot-und-abschiebungen-ohne-rechtsschutz


Wahlkampfversprechen zu Transparenz, selektive Veröffentlichungen, widersprüchliche Aussagen
des Justizministeriums und Fragen zu Trumps früherem Verhältnis zu Epstein entwickelten sich zu
einem eigenständigen Komplex. Eine Nennung in Akten oder Kontaktlisten beweist keine Straftat.
Status: gesonderte Timeline und Einzeldossiers. Epstein-Timeline

Die nächste Recherchetranche behandelt unter anderem Begnadigungen und Gegenleistungen,
politische Nutzung des Justizministeriums, Angriffe auf Medien und Universitäten, Nationalgarde-
und Militäreinsätze im Inland, Korruptionsbekämpfungs-Rückbau, Geschenke und ausländische
Vorteile sowie weitere gerichtliche Feststellungen der zweiten Amtszeit. Erst nach Quellenprüfung
werden diese Punkte als Timeline-Einträge mit eigenen Seiten veröffentlicht.

1. U.S. Department of Justice, Report on the Investigation into Russian Interference in the
2016 Presidential Election, März 2019:
https://www.justice.gov/archives/sco/file/1373816/dl

2. U.S. House of Representatives, H.Res. 755, 18.12.2019:
https://www.congress.gov/bill/116th-congress/house-resolution/755

3. U.S. GAO, Entscheidung B-331564, 16.01.2020: https://www.gao.gov/products/b-331564
4. Select Committee to Investigate the January 6th Attack, Abschlussbericht, 22.12.2022:

https://www.congress.gov/117/crpt/hrpt663/CRPT-117hrpt663.pdf
5. U.S. Supreme Court, Dockets Noem v. Abrego Garcia (24A949) und A.A.R.P. v. Trump

(24A1007), abgerufen am 11.08.2026:
https://www.supremecourt.gov/docket/docketfiles/html/public/24a949.html und
https://www.supremecourt.gov/docket/docketfiles/html/public/24a1007.html

Was noch systematisch ergänzt
wird

Kernquellen

https://polidocs.nilox.network/books/donald-trump/page/timeline-trump-und-die-epstein-files
https://www.justice.gov/archives/sco/file/1373816/dl
https://www.congress.gov/bill/116th-congress/house-resolution/755
https://www.gao.gov/products/b-331564
https://www.congress.gov/117/crpt/hrpt663/CRPT-117hrpt663.pdf
https://www.supremecourt.gov/docket/docketfiles/html/public/24a949.html
https://www.supremecourt.gov/docket/docketfiles/html/public/24a1007.html


Chronologie und Methodik

Stand: 11. August 2026

Diese Methodik verhindert, dass politische Empörung, ein strafrechtlicher Vorwurf und ein
festgestellter Rechtsverstoß vermischt werden. Untersucht werden Vorgänge mit direktem Bezug
zu Donald Trumps Amtsführung, öffentlicher Macht oder daraus entstehenden privaten Vorteilen.

Rechtsverstoß festgestellt: rechtskräftiges oder jedenfalls wirksames Urteil
beziehungsweise Feststellung einer zuständigen Kontrollinstanz. Berufungen und
Reichweite werden genannt.
Angeklagt: formeller strafrechtlicher Vorwurf; bis zu einer Verurteilung gilt die
Unschuldsvermutung.
Impeachment: politische Verfassungsanklage des Repräsentantenhauses. Ein Freispruch
im Senat wird immer genannt und ist weder mit einem Strafprozess noch automatisch mit
faktischer Widerlegung gleichzusetzen.
Belegt, rechtlich offen: wesentliche Tatsachen sind durch Primärdokumente oder
mehrere seriöse Quellen gedeckt, aber kein zuständiges Organ hat Illegalität abschließend
festgestellt.
Vorwurf oder offene Recherche: unvollständige oder bestrittene Tatsachengrundlage;
nicht als Tatsache formulieren.

Methodik: Was gilt als
Rechtsverstoß, Vorwurf oder
Skandal?

Zweck

Evidenzstufen

Mindestinhalt jeder Detailseite



Jede Seite nennt Kurzfazit, Chronologie, bestätigte Tatsachen, Trumps Position, Rechtsrahmen,
institutionellen oder gerichtlichen Stand, starke Gegenargumente, Unsicherheiten, Stichtag und
Quellen. Primärquellen stehen vor Medienzusammenfassungen.

Die Sammlung ist keine Liste sämtlicher kontroverser Politikentscheidungen. Eine harte oder
schädliche Politik ist nicht allein deshalb illegal. Ebenso beweisen Bekanntschaft, Foto,
Flugbucheintrag, Spende oder Aktennennung für sich genommen keine Beteiligung an fremden
Straftaten. Bei Epstein gilt dieser Fehlerschutz ausdrücklich.

Diagramme werden nur eingesetzt, wenn Datengrundlage und Zählregeln offengelegt werden.
Fotos benötigen eine freie Lizenz oder eine belastbare gesetzliche Nutzungsgrundlage samt
Attribution. Da die derzeitige BookStack-API-Rolle keine Anhänge hochladen darf, bleiben
bearbeitbare Originale zunächst lokal; externe Einbindungen werden nur mit stabiler Quelle und
klarer Lizenz genutzt.

Grenzen

Grafiken und Bilder



[POLIDOCS-KAPITEL v1]
Zweck: Angriffe auf Wahlen, Gewaltenteilung, Kongresskontrolle und die verfassungsgemäße
Machtübertragung dokumentieren.
Eintragseinheit: Eine Seite behandelt einen klar abgegrenzten Vorgang oder zusammenhängenden
institutionellen Konflikt.
Aufnahmekriterien: Direkte Handlung Trumps oder seiner Regierung, erhebliche demokratische
Relevanz und Primärbelege, amtliche Berichte oder belastbare Mehrquellenlage.
Pflichtinhalt: Chronologie, bestätigte Tatsachen, Rechts- und Verfassungsrahmen, Verfahrensstand,
Trumps Position, Gegenargumente, Unsicherheiten und Quellen.
Abgrenzung: Bloße harte Parteipolitik ohne institutionellen Norm- oder Rechtskonflikt wird nicht
aufgenommen.
Erweiterungsauftrag: Kandidaten deduplizieren, Primärmaterial priorisieren, Rechtsstatus exakt
kennzeichnen, als Einzelseite veröffentlichen und Haupttimeline ergänzen.

Demokratische Ordnung und
Machtmissbrauch



Demokratische Ordnung und Machtmissbrauch

Stand: 11. August 2026

Trump drängte den ukrainischen Präsidenten Wolodymyr Selenskyj 2019 zu
Ermittlungsankündigungen, die seinem innenpolitischen Rivalen Joe Biden schaden konnten.
Zugleich waren ein Treffen im Weißen Haus und vom Kongress bewilligte Militärhilfe
zurückgehalten. Das Repräsentantenhaus erhob Anklage wegen Machtmissbrauchs und
Behinderung des Kongresses; der Senat sprach Trump frei. Unabhängig davon stellte das
überparteiliche Government Accountability Office fest, dass das Office of Management and Budget
die Hilfe unter Verstoß gegen den Impoundment Control Act zurückhielt.

Ukraine-Druck, Militärhilfe
und erstes Impeachment

Kurzfazit



Das GAO-Rechtsurteil zum Zurückhalten der Mittel und das politische Impeachment-Verfahren sind
getrennte institutionelle Bewertungen.

18. Juli 2019: OMB teilt Behörden mit, die Ukraine-Hilfe werde angehalten.
25. Juli 2019: Trump bittet Selenskyj im Telefonat nach dessen Hinweis auf US-
Unterstützung um einen „Gefallen“ und spricht Ermittlungen zu 2016 sowie den Bidens
an.
August 2019: Ein Whistleblower reicht Beschwerde ein.
11. September 2019: Die Mittel werden freigegeben.
18. Dezember 2019: Das Repräsentantenhaus beschließt zwei Impeachment-Artikel.
5. Februar 2020: Der Senat spricht Trump in beiden Punkten frei; Mitt Romney stimmt
als einziger republikanischer Senator beim Machtmissbrauch für eine Verurteilung.

Das vom Weißen Haus veröffentlichte Gesprächsmemorandum, Zeugenaussagen und Dokumente
belegen den Wunsch nach öffentlich angekündigten Ermittlungen. Der Impeachment-Bericht sah
darin die Nutzung öffentlicher Macht für persönlichen politischen Vorteil. Trump bestritt ein
Quidproquo und verwies auf Korruptionsbekämpfung sowie die Tatsache, dass die Hilfe schließlich
ohne ukrainische Ermittlungsankündigung floss.

Diese Gegenargumente ändern nicht die gesonderte GAO-Feststellung: Ein Präsident darf
kongressgesetzlich bewilligte Mittel nicht aus eigenen politischen Gründen zurückhalten. Das GAO
beurteilte die Handlung von OMB als Gesetzesverstoß, nicht Trump persönlich als strafrechtlich
schuldig.

Festgestellt: rechtswidriges Zurückhalten der Hilfe durch OMB.
Politisch festgestellt: Impeachment durch das Repräsentantenhaus.
Ebenfalls zwingend zu nennen: Freispruch durch den Senat.
Nicht erfolgt: Strafprozess oder strafrechtliche Verurteilung Trumps wegen dieses Vorgangs.

Chronologie

Beweislage

Bewertung

Quellen



1. Weißes Haus, Memorandum des Telefonats Trump–Selenskyj, 25.07.2019, archiviert:
https://trumpwhitehouse.archives.gov/wp-
content/uploads/2019/09/Unclassified09.2019.pdf

2. U.S. House of Representatives, H.Res. 755: https://www.congress.gov/bill/116th-
congress/house-resolution/755

3. House Intelligence Committee, The Trump-Ukraine Impeachment Inquiry Report,
Dezember 2019: https://www.congress.gov/116/crpt/hrpt335/CRPT-116hrpt335.pdf

4. U.S. GAO, B-331564, 16.01.2020: https://www.gao.gov/products/b-331564
5. U.S. Senate, Roll Calls zum Impeachment, 05.02.2020:

https://www.senate.gov/legislative/LIS/roll_call_lists/vote_menu_116_2.htm

https://trumpwhitehouse.archives.gov/wp-content/uploads/2019/09/Unclassified09.2019.pdf
https://trumpwhitehouse.archives.gov/wp-content/uploads/2019/09/Unclassified09.2019.pdf
https://www.congress.gov/bill/116th-congress/house-resolution/755
https://www.congress.gov/bill/116th-congress/house-resolution/755
https://www.congress.gov/116/crpt/hrpt335/CRPT-116hrpt335.pdf
https://www.gao.gov/products/b-331564
https://www.senate.gov/legislative/LIS/roll_call_lists/vote_menu_116_2.htm


Demokratische Ordnung und Machtmissbrauch

Stand: 11. August 2026

Nach der Wahlniederlage 2020 versuchte Trump, das zertifizierte Ergebnis zu verändern: durch
wissentlich oder leichtfertig wiederholte Betrugsbehauptungen, Druck auf Staats- und
Bundesbeamte, den Plan alternativer Wahlleute und Druck auf Vizepräsident Mike Pence. Am 6.
Januar griff ein Mob das Kapitol an. Trump wurde ein zweites Mal impeacht und im Senat
freigesprochen. Die Bundesanklage gegen ihn endete nach seiner Wiederwahl aufgrund der DOJ-
Regel gegen die Strafverfolgung amtierender Präsidenten, nicht durch Freispruch in der Sache.

Wahlumsturzversuch 2020,
der 6. Januar und das zweite
Impeachment

Kurzfazit



Die Grafik trennt belegte Druckhandlungen, den Angriff auf das Kapitol, das Impeachment und das
später ohne Sachentscheidung beendete Strafverfahren.

3. November–14. Dezember 2020: Gerichte, Wahlbehörden und Trumps eigenes
Justizministerium finden keine Belege für Betrug in einer Größenordnung, die das Ergebnis
geändert hätte.
27. Dezember: Trump drängt DOJ-Führungskräfte, die Wahl „korrupt“ zu nennen und den
Rest ihm und republikanischen Abgeordneten zu überlassen; sie lehnen ab.
2. Januar 2021: Trump fordert Georgias Secretary of State Brad Raffensperger auf,
„11.780 Stimmen zu finden“.
6. Januar: Trump wiederholt Betrugsvorwürfe, fordert Anhänger zum Marsch zum Kapitol
auf und greift Pence öffentlich an. Während der Gewalt vergeht erhebliche Zeit bis zu
einer eindeutigen Aufforderung, das Kapitol zu verlassen.
13. Januar: Das Repräsentantenhaus impeacht Trump wegen „incitement of
insurrection“.
13. Februar: Der Senat stimmt 57 zu 43 für Verurteilung, verfehlt aber die notwendige
Zweidrittelmehrheit.

Sonderermittler Jack Smith erhob 2023 Bundesanklage wegen Verschwörung zum Betrug an den
USA, Behinderung eines amtlichen Verfahrens und Verschwörung gegen Rechte. Nach Trump v.
United States musste zwischen offiziellen und privaten Handlungen unterschieden werden. Smith
reichte 2024 eine angepasste Anklage ein. Nach Trumps Wiederwahl beantragte er die Einstellung
ohne Präjudiz, weil DOJ einen amtierenden Präsidenten nicht strafrechtlich verfolgt. Damit gibt es
keine Sachentscheidung über Schuld oder Unschuld.

Trump beruft sich auf Redefreiheit, anwaltlichen Rat, echte Zweifel am Ergebnis und die
Formulierung, Anhänger sollten „friedlich und patriotisch“ demonstrieren. Diese Punkte sind
relevant. Sie erklären aber nicht sämtliche nichtöffentlichen Druckhandlungen oder den
alternativen Wahlleuteplan. Der Ausschuss und die Anklage stützten sich außerdem auf zahlreiche
Hinweise aus Trumps Umfeld, dass zentrale Betrugsbehauptungen falsch waren.

Schlüsselereignisse

Strafrechtlicher Stand

Gegenargumente



Die Beweislage für einen koordinierten Versuch, das rechtmäßige Wahlergebnis zu kippen, ist stark
und durch Primärmaterial breit dokumentiert. Eine strafrechtliche Verurteilung Trumps hierzu
existiert nicht. Der Senatsfreispruch und die spätere verfahrensrechtliche Einstellung müssen
zusammen mit den Tatsachen genannt werden.

1. January 6 Select Committee, Abschlussbericht, 22.12.2022:
https://www.congress.gov/117/crpt/hrpt663/CRPT-117hrpt663.pdf

2. U.S. House, H.Res. 24, 13.01.2021: https://www.congress.gov/bill/117th-congress/house-
resolution/24

3. U.S. Senate, Roll Call 59, 13.02.2021:
https://www.senate.gov/legislative/LIS/roll_call_votes/vote1171/vote_117_1_00059.htm

4. U.S. Supreme Court, Trump v. United States, 01.07.2024:
https://www.supremecourt.gov/opinions/23pdf/23-939_e2pg.pdf

5. DOJ, Bericht des Sonderermittlers Jack Smith, Band 1, Januar 2025:
https://www.justice.gov/storage/Report-of-Special-Counsel-Smith-Volume-1-January-
2025.pdf

Bewertung

Quellen

https://www.congress.gov/117/crpt/hrpt663/CRPT-117hrpt663.pdf
https://www.congress.gov/bill/117th-congress/house-resolution/24
https://www.congress.gov/bill/117th-congress/house-resolution/24
https://www.senate.gov/legislative/LIS/roll_call_votes/vote1171/vote_117_1_00059.htm
https://www.supremecourt.gov/opinions/23pdf/23-939_e2pg.pdf
https://www.justice.gov/storage/Report-of-Special-Counsel-Smith-Volume-1-January-2025.pdf
https://www.justice.gov/storage/Report-of-Special-Counsel-Smith-Volume-1-January-2025.pdf


[POLIDOCS-KAPITEL v1]
Zweck: Eingriffe in Ermittlungen, Umgang mit Justizbehörden und präsidentiellen
Regierungsunterlagen untersuchen.
Eintragseinheit: Eine Seite pro Ermittlungs-, Behinderungs-, Akten- oder Strafverfahrenskomplex.
Aufnahmekriterien: Direkter Trump-Bezug, erheblicher Amtsbezug und amtliche Dokumente oder
verlässliche Verfahrensakten.
Pflichtinhalt: Tat- oder Handlungsvorwurf, bestätigte Tatsachen, einschlägiges Recht,
Verfahrensgeschichte, Verteidigung, Ausgang, Stichtag und Quellen.
Abgrenzung: Gerichtsverfahren ohne Bezug zur Amtsführung oder Regierungsunterlagen gehören
nur in ein ausdrücklich abgegrenztes Zusatzkapitel.
Erweiterungsauftrag: Verfahrensstand prüfen, Anklage und Verurteilung strikt trennen, neue
Dossiers erstellen und Haupttimeline verlinken.

Justiz, Ermittlungen und
Regierungsunterlagen



Justiz, Ermittlungen und Regierungsunterlagen

Stand: 11. August 2026

Der Mueller-Bericht dokumentierte mehrere Handlungen Trumps, die nach der Analyse des
Sonderermittlers die Tatbestandsmerkmale einer Justizbehinderung erfüllen konnten. Besonders
wichtig: Trump ordnete 2017 an, Sonderermittler Robert Mueller entfernen zu lassen; der
Rechtsberater des Weißen Hauses, Don McGahn, setzte die Weisung nicht um. Mueller entschied
jedoch nicht, Trump anzuklagen oder ausdrücklich zu entlasten. Maßgeblich war die bindende DOJ-
Auffassung, ein amtierender Präsident könne nicht strafrechtlich angeklagt werden.

Das Schema erklärt Muellers Prüfung; es stellt keinen eigenen Schuldspruch dar.

Hat Trump die Russland-
Ermittlung behindert?

Kurzfazit



9. Mai 2017: Trump entlässt FBI-Direktor James Comey.
17. Mai 2017: Rod Rosenstein ernennt Robert Mueller zum Sonderermittler.
Juni 2017: Trump weist McGahn an, den kommissarischen Attorney General zur
Entfernung Muellers wegen angeblicher Interessenkonflikte zu bewegen. McGahn
verweigert dies und bereitet seinen Rücktritt vor.
2017–2018: Trump versucht nach Muellers Darstellung, den Untersuchungsumfang zu
begrenzen und öffentliche beziehungsweise interne Aussagen über seine Weisungen
beeinflussen zu lassen.
18. April 2019: Veröffentlichung des redigierten Mueller-Berichts.

Band II untersucht zehn Episoden. Der Bericht analysiert jeweils eine behindernde Handlung, den
Bezug zu einem laufenden oder absehbaren Verfahren und einen möglichen korrupten Vorsatz. Bei
mehreren Episoden sah das Team substanzielle Belege für alle drei Elemente. Der Bericht
formuliert ausdrücklich: Wäre man sicher gewesen, dass Trump eindeutig keine Justizbehinderung
begangen habe, hätte man das gesagt; zu dieser Schlussfolgerung kam man nicht.

Das ist keine Verurteilung. Der Bericht betont zugleich, dass die Verfassung andere Mechanismen
gegen präsidentielles Fehlverhalten bereithält und dass Beweise für eine spätere Prüfung bewahrt
werden können.

Trump bezeichnete die Ermittlung als politisch motivierte „Hexenjagd“. Seine Verteidiger
verwiesen darauf, dass der Präsident Comey grundsätzlich entlassen durfte, Mueller im Amt blieb
und viele Weisungen nicht ausgeführt wurden. Außerdem stellte Mueller keine strafbare
Verschwörung zwischen der Trump-Kampagne und Russland fest.

Die stärkste Erwiderung lautet: Eine formal bestehende Amtsbefugnis schließt korrupten Vorsatz
nicht automatisch aus; der Versuch kann rechtlich relevant sein, auch wenn ein Untergebener die
Weisung verweigert. Umgekehrt wurde diese Theorie nie in einem Strafprozess gegen Trump
entschieden.

Zentrale Chronologie

Was Mueller feststellte

Trumps Verteidigung und
Gegenargumente



Belegt: die untersuchten Handlungen, einschließlich der Entlassungsanweisung gegen Mueller.
Nicht festgestellt: eine strafrechtliche Schuld Trumps wegen Justizbehinderung.
Angemessene Einordnung: schwerwiegender, detailliert dokumentierter Behinderungsverdacht,
der während der Amtszeit wegen DOJ-Politik nicht als normale Anklagefrage behandelt wurde.

1. U.S. Department of Justice, Robert S. Mueller III, Report on the Investigation into Russian
Interference in the 2016 Presidential Election, Band II, März 2019:
https://www.justice.gov/archives/sco/file/1373816/dl

2. DOJ Office of Legal Counsel, A Sitting President’s Amenability to Indictment and Criminal

Prosecution, 16.10.2000: https://www.justice.gov/olc/opinion/sitting-
president%E2%80%99s-amenability-indictment-and-criminal-prosecution

3. Senate Select Committee on Intelligence, Russian Active Measures Campaigns and
Interference in the 2016 U.S. Election, Band 5, 2020:
https://www.intelligence.senate.gov/sites/default/files/documents/report_volume5.pdf

Bewertung

Quellen
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Justiz, Ermittlungen und Regierungsunterlagen

Stand: 11. August 2026

Nach Trumps erster Amtszeit gelangten zahlreiche Regierungsunterlagen nach Mar-a-Lago,
darunter Dokumente mit Geheimhaltungsmarkierungen. Nach wiederholten Rückgabeforderungen
und einer Vorladung fand das FBI 2022 weitere Unterlagen. Die Bundesanklage warf Trump
vorsätzliche Zurückhaltung von Informationen zur nationalen Verteidigung sowie Behinderung vor.
Das Verfahren endete ohne Sachurteil: Richterin Aileen Cannon erklärte 2024 die Ernennung des
Sonderermittlers für unzulässig; nach Trumps Wiederwahl ließ das DOJ die weitere Verfolgung
gegen ihn fallen.

Das Nationalarchiv erhielt im Januar 2022 fünfzehn Kartons zurück und fand darin
klassifizierte Unterlagen.
Nach einer Grand-Jury-Vorladung wurden im Juni weitere Dokumente übergeben und eine
Erklärung abgegeben, eine sorgfältige Suche sei erfolgt.
Bei der richterlich genehmigten Durchsuchung im August fand das FBI weitere Dokumente
mit Geheimhaltungsmarkierungen.
Fotos, Inventare und die Anklageschrift dokumentieren Aufbewahrungsorte, darunter
einen Ballsaal, ein Badezimmer und einen Lagerraum.

Die Anklage behauptete, Trump habe Unterlagen bewusst behalten, sie Personen ohne
Berechtigung gezeigt und versucht, Sicherheitsaufnahmen zurückhalten oder löschen zu lassen.
Trump bekannte sich nicht schuldig, bezeichnete Dokumente als durch ihn freigegeben und berief

Geheimdokumente in Mar-a-
Lago: Was ist belegt?

Kurzfazit

Was belegt ist

Was nur Vorwurf blieb



sich auf den Presidential Records Act. Diese Verteidigungen wurden nicht in einem Hauptverfahren
entschieden.

Die Abweisung durch Cannon war keine Feststellung, die Unterlagen seien rechtmäßig aufbewahrt
worden oder die Beweise widerlegt. Sie betraf die Ernennung und Finanzierung des
Sonderermittlers. Das DOJ legte Berufung ein, stellte sie gegenüber Trump nach seiner Wahl aber
wegen der Regel gegen Strafverfolgung eines amtierenden Präsidenten ein.

1. National Archives, Stellungnahme zu zurückgegebenen Präsidentenunterlagen,
07.02.2022: https://www.archives.gov/press/press-releases/2022/nr22-001

2. DOJ, Anklage United States v. Trump et al., Juni/Juli 2023, Fall 9:23-cr-80101:
https://www.justice.gov/storage/US-v-Trump-Nauta-De-Oliveira-23-80101.pdf

3. U.S. District Court, Southern District of Florida, Abweisungsentscheidung vom 15.07.2024,
Fall 23-80101: https://www.courtlistener.com/docket/67490070/672/united-states-v-
trump/

Verfahrensende richtig einordnen

Quellen

https://www.archives.gov/press/press-releases/2022/nr22-001
https://www.justice.gov/storage/US-v-Trump-Nauta-De-Oliveira-23-80101.pdf
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[POLIDOCS-KAPITEL v1]
Zweck: Schwere Menschenrechtsfolgen und Rechtsverstöße in Trumps Migrations- und
Sicherheitsmaßnahmen fallbezogen prüfen.
Eintragseinheit: Eine Seite pro Politikkomplex, gerichtlichem Leitfall oder systemischem
Verwaltungsvorgang.
Aufnahmekriterien: Direkter Bezug zu Trump-Regierung, erhebliche Grund- oder
Menschenrechtsrelevanz und belastbare Gerichts-, Kontroll- oder Primärquellen.
Pflichtinhalt: Betroffene Gruppe, Maßnahme, Umfang, Rechtsrahmen, Gerichts- und
Kontrollbefunde, Gegenargumente, Unsicherheiten und Quellen.
Abgrenzung: Allgemeine Migrationsdebatten ohne spezifischen Trump-Vorgang sowie unbelegte
Einzelfallberichte werden ausgeschlossen.
Erweiterungsauftrag: Systemische Kandidaten recherchieren, Zahlen und Rechtsstatus präzisieren,
als Detailseiten veröffentlichen und Timeline pflegen.

Menschenrechte und
Migration



Menschenrechte und Migration

Stand: 11. August 2026

Unter der „Zero Tolerance“-Politik von 2018 wurden tausende Kinder an der Grenze von ihren
Eltern getrennt. Die Regierung hatte vor der breiten Umsetzung kein belastbares System, um
Familien zuverlässig wieder zusammenzuführen. Ein Bundesgericht stoppte die Praxis in Ms. L. v.
ICE und ordnete Wiedervereinigungen an. Kontrollberichte dokumentierten unzureichende Planung,
falsche oder fehlende Daten und schwere Belastungen für Kinder.

Die Grafik zeigt, warum die Trennung vorhersehbare Systemfolge und nicht bloß eine Reihe
isolierter Einzelfälle war.

Familientrennung an der US-
Grenze

Kurzfazit



Das Justizministerium wollte alle unerlaubten Grenzübertritte strafrechtlich verfolgen. Da Kinder
nicht mit ihren Eltern in reguläre Strafhaft genommen wurden, führte die flächendeckende
Verfolgung vorhersehbar zu Trennungen. Behörden stellten dies teilweise als gesetzlich erzwungen
dar; die konkrete Nulltoleranz-Umsetzung war jedoch eine Entscheidung der Exekutive.

Richterin Dana Sabraw stellte 2018 fest, dass die Praxis ohne ausreichendes Verfahren
wahrscheinlich gegen den verfassungsrechtlichen Schutz der Familieneinheit verstieß. Sie ordnete
Fristen für Wiedervereinigung an. Spätere HHS- und DHS-Prüfberichte zeigten, dass die Behörden
Umfang und Folgen unterschätzt hatten und Informationen zwischen Behörden nicht zuverlässig
austauschten.

Die exakte Gesamtzahl hängt von Zeitraum und Definition ab. Deshalb wird hier nicht mit einer
einzigen scheinbar endgültigen Zahl gearbeitet. Amtliche Berichte sprechen von mehreren tausend
betroffenen Kindern; einige Trennungen begannen bereits vor dem offiziell verkündeten Programm.

Trump machte häufig frühere Regierungen oder Gesetze verantwortlich und unterzeichnete im Juni
2018 ein Dekret, das Familieneinheit grundsätzlich erhalten sollte. Richtig ist, dass Einwanderungs-
und Haftrecht strukturelle Konflikte erzeugte. Dennoch bestätigen interne und gerichtliche
Dokumente, dass die massenhafte Trennung unmittelbare Folge der eigenen
Nulltoleranzentscheidung war und ohne angemessenes Wiedervereinigungssystem begann.

Die massenhafte, nicht fallbezogen notwendige Trennung war ein schwerer Menschenrechts- und
Verwaltungsbruch. Ein Gericht stoppte sie und ordnete Abhilfe an. Das ist präziser als die
pauschale Aussage, jede einzelne Trennung sei strafrechtlich „illegal“ gewesen.

Wie die Trennung entstand

Gerichts- und Kontrollbefunde

Trumps Position und
Gegenargumente

Bewertung



1. DOJ, Memorandum „Zero-Tolerance for Offenses Under 8 U.S.C. § 1325(a)“, 06.04.2018:
https://www.justice.gov/opa/press-release/file/1049751/dl

2. Ms. L. v. ICE, Preliminary Injunction, 26.06.2018:
https://www.courtlistener.com/docket/6324686/83/ms-l-v-us-immigration-customs-
enforcement/

3. HHS Office of Inspector General, Separated Children Placed in Office of Refugee

Resettlement Care, OEI-BL-18-00511, Januar 2019: https://oig.hhs.gov/oei/reports/oei-BL-
18-00511.pdf

4. DHS Office of Inspector General, Special Review – Initial Observations Regarding Family
Separation Issues, OIG-18-84, September 2018:
https://www.oig.dhs.gov/sites/default/files/assets/2018-10/OIG-18-84-Sep18.pdf

Quellen
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[POLIDOCS-KAPITEL v1]
Zweck: Seit 2025 erfolgte Maßnahmen dokumentieren, die unabhängige Kontrolle, Rechtsschutz,
Gewaltenteilung oder institutionelle Neutralität berühren.
Eintragseinheit: Eine Seite pro Dekret, Entlassungswelle, Behördenpraxis oder
zusammenhängendem Rechtsstreit.
Aufnahmekriterien: Handlung der zweiten Trump-Regierung, erhebliche institutionelle Wirkung und
gerichtliche, gesetzliche oder amtliche Prüfgrundlage.
Pflichtinhalt: Datum, Maßnahme, Betroffene, Rechtsgrundlage, Entscheidungen und Berufungen,
Regierungsposition, Gegenargumente, Stichtag und Quellen.
Abgrenzung: Noch nicht überprüfte Tageskontroversen und reine Politikfolgen ohne
Rechtsstaatsbezug werden nicht als fertiges Dossier aufgenommen.
Erweiterungsauftrag: Laufende Verfahren regelmäßig aktualisieren, vorläufige und endgültige
Entscheidungen trennen, Dossiers ergänzen und Timeline verlinken.

Zweite Amtszeit:
Rechtsstaat und
Institutionen



Zweite Amtszeit: Rechtsstaat und Institutionen

Stand: 11. August 2026

Trump ließ am 24. Januar 2025 mindestens 17 Inspectors General mit sofortiger Wirkung entlassen.
Das Gesetz verlangte eine mindestens 30-tägige Vorankündigung an den Kongress samt
substanzieller, fallspezifischer Begründung. Bundesrichterin Ana Reyes stellte am 24. September
2025 fest, dass die Entlassungen rechtswidrig waren. Sie ordnete keine Wiedereinsetzung an, weil
Trump die Beamten nach gesetzeskonformer Mitteilung erneut hätte entfernen können.

Inspectors General untersuchen Verschwendung, Betrug, Machtmissbrauch und Verwaltungsfehler
innerhalb von Behörden. Sie werden zwar vom Präsidenten ernannt, sollen aber parteiübergreifend
und unabhängig arbeiten. Der Kongress verschärfte die Mitteilungspflichten 2022 ausdrücklich.

Die Betroffenen erhielten kurzfristige E-Mails und mussten ihre Ämter ohne die gesetzliche
Wartezeit verlassen. Auch republikanische Senatoren wie Chuck Grassley und Susan Collins
verlangten eine Erklärung und Einhaltung des Gesetzes. Acht Entlassene klagten.

Das Gericht unterschied zwischen Trumps grundsätzlicher Befugnis zur Abberufung und dem
gesetzlich vorgeschriebenen Verfahren. Der Präsident durfte entfernen, aber nicht sofort und ohne
ordnungsgemäße Mitteilung. Daher war die tatsächlich vollzogene Entfernung rechtswidrig.

Die Massenentlassung der
Inspectors General 2025

Kurzfazit

Warum Inspectors General wichtig
sind

Ablauf und Rechtsfrage



Dies ist kein bloßer Ethikvorwurf, sondern ein gerichtlich festgestellter Gesetzesverstoß. Die
verweigerte Wiedereinsetzung relativiert nicht die Feststellung; sie betrifft das geeignete
Rechtsmittel. Politisch schwächte die Aktion zugleich unabhängige Kontrolle gerade zu Beginn
einer Regierung mit weitreichendem Umbauprogramm.

1. Inspector General Act, 5 U.S.C. §§ 401–424, insbesondere § 403(b):
https://uscode.house.gov/view.xhtml?path=/prelim@title5/part1/chapter4&edition=prelim

2. Senator Chuck Grassley, Schreiben und Mitteilung zu den Entlassungen, 28.01.2025:
https://www.grassley.senate.gov/news/news-releases/grassley-durbin-call-on-president-
trump-to-provide-substantive-rationale-for-inspector-general-removals

3. Ali v. Trump, U.S. District Court for D.C., Urteil vom 24.09.2025; Verfahrensunterlagen
über CourtListener:
https://www.courtlistener.com/?q=%22Ali%20v.%20Trump%22&type=r&order_by=dateFil
ed%20desc

Bewertung

Quellen
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Zweite Amtszeit: Rechtsstaat und Institutionen

Stand: 11. August 2026

2025 erließ Trump Dekrete gegen mehrere Kanzleien, die politische Gegner, frühere Ermittler oder
von ihm missbilligte Mandanten vertreten hatten. Die Maßnahmen bedrohten Sicherheitsfreigaben,
Behördenzugang und Bundesverträge. Bundesgerichte erklärten die angefochtenen Dekrete gegen
Perkins Coie, Jenner & Block, WilmerHale und Susman Godfrey für verfassungswidrig. Sie sahen
Vergeltung wegen geschützter Rede und anwaltlicher Tätigkeit sowie Verletzungen
rechtsstaatlicher Garantien.

Die Dekrete benannten einzelne Kanzleien, warfen ihnen politisch unerwünschte Tätigkeiten vor
und wiesen Behörden an, Nachteile gegen sie und teils ihre Mandanten zu prüfen. Andere
Großkanzleien schlossen daraufhin Vereinbarungen mit der Regierung und sagten umfangreiche
unentgeltliche Rechtsleistungen zu.

Die Gerichte betonten, ein Präsident dürfe die Macht über Verträge, Gebäudezugang und
Sicherheitsfreigaben nicht als Strafe für missliebige Mandate oder Positionen einsetzen. Besonders
problematisch war die abschreckende Wirkung auf das Recht, einen Anwalt eigener Wahl zu finden.
Die Entscheidungen stützten sich unter anderem auf First Amendment, Due Process und
anwaltliche Unabhängigkeit.

Dekrete gegen
Anwaltskanzleien

Kurzfazit

Mechanismus

Gerichtliche Bewertung



Die Regierung verwies auf nationale Sicherheit, Beschaffungsspielraum und angeblich
diskriminierende oder schädliche Kanzleipraktiken. Diese Interessen können grundsätzlich legitim
sein. Die Gerichte sahen in Text, Kontext und Zielauswahl jedoch eine strafende,
standpunktbezogene Maßnahme, die nicht neutral auf konkrete Sicherheitsrisiken zugeschnitten
war.

Der Komplex ist ein besonders klarer Fall institutioneller Vergeltung: Nicht jede
Auseinandersetzung mit Auftragnehmern ist illegal, aber die konkreten, gegen benannte Kanzleien
gerichteten Dekrete wurden in mehreren Verfahren als verfassungswidrig aufgehoben.

1. White House, Presidential Actions gegen Perkins Coie, 06.03.2025:
https://www.whitehouse.gov/presidential-actions/2025/03/addressing-risks-from-perkins-
coie-llp/

2. Perkins Coie LLP v. U.S. Department of Justice, No. 1:25-cv-00716, District Court D.C.,
Urteil vom 02.05.2025: https://www.courtlistener.com/docket/69729440/perkins-coie-llp-v-
us-department-of-justice/

3. Jenner & Block LLP v. U.S. Department of Justice, No. 1:25-cv-00916:
https://www.courtlistener.com/docket/69845291/jenner-block-llp-v-us-department-of-
justice/

4. Wilmer Cutler Pickering Hale and Dorr LLP v. Executive Office of the President, No. 1:25-
cv-00917: https://www.courtlistener.com/docket/69845352/wilmer-cutler-pickering-hale-
and-dorr-llp-v-executive-office-of-the/

5. Susman Godfrey LLP v. Executive Office of the President, No. 1:25-cv-01107:
https://www.courtlistener.com/docket/69950363/susman-godfrey-llp-v-executive-office-of-
the-president/

Trumps Argumente

Bewertung

Quellen

https://www.whitehouse.gov/presidential-actions/2025/03/addressing-risks-from-perkins-coie-llp/
https://www.whitehouse.gov/presidential-actions/2025/03/addressing-risks-from-perkins-coie-llp/
https://www.courtlistener.com/docket/69729440/perkins-coie-llp-v-us-department-of-justice/
https://www.courtlistener.com/docket/69729440/perkins-coie-llp-v-us-department-of-justice/
https://www.courtlistener.com/docket/69845291/jenner-block-llp-v-us-department-of-justice/
https://www.courtlistener.com/docket/69845291/jenner-block-llp-v-us-department-of-justice/
https://www.courtlistener.com/docket/69845352/wilmer-cutler-pickering-hale-and-dorr-llp-v-executive-office-of-the/
https://www.courtlistener.com/docket/69845352/wilmer-cutler-pickering-hale-and-dorr-llp-v-executive-office-of-the/
https://www.courtlistener.com/docket/69950363/susman-godfrey-llp-v-executive-office-of-the-president/
https://www.courtlistener.com/docket/69950363/susman-godfrey-llp-v-executive-office-of-the-president/


Zweite Amtszeit: Rechtsstaat und Institutionen

Stand: 11. August 2026

Die zweite Trump-Regierung setzte den Alien Enemies Act von 1798 ein, um mutmaßliche
Mitglieder der venezolanischen Bande Tren de Aragua nach El Salvador zu bringen, und weitete
Drittstaatenabschiebungen aus. Der Supreme Court akzeptierte nicht die These, Betroffene
könnten ohne wirksamen Rechtsschutz entfernt werden: Sie müssen rechtzeitig informiert werden
und eine reale Möglichkeit erhalten, per Habeas-Corpus-Antrag vor Gericht zu gehen. Im Fall Kilmar
Abrego Garcia räumte die Regierung ein, ihn trotz Schutzanordnung irrtümlich nach El Salvador
abgeschoben zu haben.

Alien Enemies Act, CECOT
und Abschiebungen ohne
Rechtsschutz

Kurzfazit



Das Diagramm zeigt den verfahrensrechtlichen Mindestschutz; es bewertet nicht jede Abschiebung
pauschal als rechtswidrig.

Trump proklamierte, Tren de Aragua führe eine von Venezuela gesteuerte „Invasion“
beziehungsweise „predatory incursion“ durch. Auf dieser Grundlage wurden im März 2025
Menschen nach El Salvador geflogen und im Hochsicherheitsgefängnis CECOT inhaftiert. Die
Regierung veröffentlichte zunächst nur begrenzte individuelle Belege für die behauptete
Bandenzugehörigkeit.

Der Supreme Court entschied in Trump v. J.G.G., dass Klagen grundsätzlich am Haftort als Habeas-
Verfahren geführt werden müssen. In A.A.R.P. v. Trump stoppte er weitere Entfernungen einer
Gruppe und verlangte ausreichende Vorankündigung sowie gerichtliche Anfechtungsmöglichkeit.
Das Gericht entschied damit nicht abschließend, ob die Invocation des Alien Enemies Act
insgesamt rechtmäßig war.

Abrego Garcia hatte eine gerichtliche Schutzentscheidung gegen Abschiebung nach El Salvador.
Dennoch wurde er am 15. März 2025 dorthin gebracht. Die Regierung bezeichnete dies vor Gericht

Alien Enemies Act und CECOT

Kilmar Abrego Garcia



als „administrative error“. Der Supreme Court bestätigte im Kern, dass die Regierung seine
Rückkehr beziehungsweise Freilassung aus salvadorianischem Gewahrsam „facilitate“ muss, ließ
aber Raum bei der genauen Reichweite gerichtlicher Weisungen.

Klar belegt: eine unrechtmäßige Einzelabschiebung und die Pflicht zu realem Rechtsschutz vor
Entfernung.
Nicht pauschal entschieden: die gesamte Abschiebungspolitik oder jede Anwendung des Alien
Enemies Act.
Menschenrechtlich zentral: Inhaftierung in einem Drittstaat erschwert Zugang zu Anwälten,
Beweisanfechtung und Korrektur von Fehlidentifikationen erheblich.

1. White House, Presidential Proclamation „Invocation of the Alien Enemies Act Regarding
the Invasion of the United States by Tren de Aragua“, 15.03.2025:
https://www.whitehouse.gov/presidential-actions/2025/03/invocation-of-the-alien-enemies-
act-regarding-the-invasion-of-the-united-states-by-tren-de-aragua/

2. U.S. Supreme Court, Docket Trump v. J.G.G., 24A931:
https://www.supremecourt.gov/docket/docketfiles/html/public/24a931.html

3. U.S. Supreme Court, Docket A.A.R.P. v. Trump, 24A1007:
https://www.supremecourt.gov/docket/docketfiles/html/public/24a1007.html

4. U.S. Supreme Court, Docket Noem v. Abrego Garcia, 24A949:
https://www.supremecourt.gov/docket/docketfiles/html/public/24a949.html

5. U.S. District Court Maryland, Abrego Garcia v. Noem, 8:25-cv-00951,
Verfahrensunterlagen: https://www.courtlistener.com/docket/69827229/abrego-garcia-v-
noem/

Bewertung
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[POLIDOCS-KAPITEL v1]
Zweck: Trumps belegte Kontakte zu Jeffrey Epstein sowie den staatlichen Umgang mit Epstein-
Akten während Trumps Präsidentschaften quellenkritisch untersuchen.
Eintragseinheit: Eine Untertimeline plus eine Seite pro eigenständigem Kontakt-, Dokument-,
Veröffentlichungs- oder Behördenereignis.
Aufnahmekriterien: Direkter Trump- oder Trump-Regierungsbezug, prüfbare Originalquelle oder
belastbare Mehrquellenlage und eigenständiger Erkenntniswert.
Pflichtinhalt: Datum, Dokumentprovenienz, bestätigter Inhalt, Beweiswert, Gegenbelege, Status
von Behauptungen, Opferschutz, Stichtag und Quellen.
Abgrenzung: Aktennennung, Foto, Kontakt oder Flug allein werden nicht als Tatbeteiligung
gewertet; Gerüchte, Listen ohne Provenienz und Opferidentitäten ohne zwingenden Grund werden
ausgeschlossen.
Erweiterungsauftrag: Jedes neue Dokument einzeln authentifizieren und kontextualisieren, als
Ereignisdossier ergänzen und die Epstein-Untertimeline aktualisieren.

Epstein-Files



Epstein-Files

Stand: 11. August 2026 · eigenständige Untertimeline

Jeffrey Epstein war ein verurteilter Sexualstraftäter; Ghislaine Maxwell wurde wegen ihrer
Beteiligung am Missbrauch Minderjähriger verurteilt. Eine Bekanntschaft, ein Foto, eine
Telefonnummer, ein Flugbucheintrag oder eine Nennung in Akten beweist nicht, dass
die genannte Person an Epsteins Straftaten beteiligt war. Diese Timeline trennt
Kontaktbelege, Behauptungen, amtliche Feststellungen und politische Aktenkontroversen.

Die Grafik schützt vor dem zentralen Fehlschluss dieses Themenfelds: Kontakt oder Aktennennung
sind nicht automatisch Tatbeteiligung.

Timeline: Trump und die
Epstein-Files

Wichtiger Fehlerschutz



Trump und Epstein bewegten sich zeitweise in denselben gesellschaftlichen Kreisen in Palm Beach
und New York. Es existieren Fotos und Videoaufnahmen gemeinsamer Veranstaltungen. Status:
Kontakt belegt; daraus folgt kein Tatnachweis. Detailseite

Archivvideo zeigt Trump und Epstein bei einer Veranstaltung in Mar-a-Lago. Status: belegt;
Bedeutung begrenzt. Detailseite

Trump nannte Epstein einen „terrific guy“ und sagte, dieser möge schöne Frauen „on the younger
side“. Das Zitat ist authentisch, beweist aber weder Wissen über konkrete Straftaten noch
Beteiligung. Status: belegt, Interpretation umstritten.

Trump erklärte später, er habe Epstein lange vor dessen Verhaftung aus Mar-a-Lago
ausgeschlossen. Öffentlich berichtete Gründe und Zeitpunkt variieren; die belastbare
Dokumentation ist dünner als bei den früheren Kontakten. Status: Bruch plausibel, Details
teilweise ungeklärt.

Trump und Epstein: Kontakte und
Bruch
Ende der 1980er/1990er Jahre bis frühe
2000er: gesellschaftlicher Kontakt

1992: Mar-a-Lago-Party

2002: Trumps Zitat im New York Magazine

Mitte der 2000er: Ende des Kontakts und
Ausschlussbehauptung

https://polidocs.nilox.network/books/donald-trump/page/wie-eng-waren-donald-trump-und-jeffrey-epstein
https://polidocs.nilox.network/books/donald-trump/page/wie-eng-waren-donald-trump-und-jeffrey-epstein


Acosta hatte als Bundesstaatsanwalt den umstrittenen Non-Prosecution-Deal von 2007/2008 mit
Epstein verantwortet. Nach erneuter öffentlicher Kritik trat er 2019 als Arbeitsminister zurück.
Status: Deal und Ernennung belegt; kein Nachweis, dass die Ernennung der
Begünstigung Epsteins diente.

Epstein wurde wegen Sexhandels mit Minderjährigen angeklagt und starb am 10. August 2019 im
Metropolitan Correctional Center. Der medizinische Befund und spätere DOJ-OIG-Bericht kamen zu
Suizid; der OIG dokumentierte zugleich gravierende Haftversäumnisse. Status: Suizid amtlich
festgestellt; Versäumnisse belegt; Mordbehauptungen nicht belegt.

Nach Maxwells Festnahme sagte Trump: „I wish her well.“ Das löste Kritik aus, ist aber kein Beleg
für Einflussnahme auf ihr Verfahren. Maxwell wurde 2021 verurteilt.

Trump und Verbündete signalisierten, Epstein-Unterlagen veröffentlichen zu wollen. Die
Erwartungen wurden später zum Maßstab für das Justizministerium. Status: öffentliche Zusagen
belegt. Detailseite

Präsidentschaft, Ermittlungen und
Aktenpolitik
2017: Ernennung Alexander Acostas zum
Arbeitsminister

Juli/August 2019: Epsteins erneute
Festnahme und Tod in Bundeshaft

2020: Trump über Ghislaine Maxwell

2024–2025: Wahlkampfversprechen zur
Offenlegung

Februar 2025: „Phase 1“-Veröffentlichung

https://polidocs.nilox.network/books/donald-trump/page/die-epstein-akten-unter-trumps-zweiter-regierung


Attorney General Pam Bondi präsentierte ausgewählten Influencern Ordner mit bereits weitgehend
öffentlichem Material und forderte weitere Akten vom FBI an. Status: Veröffentlichung belegt;
Neuigkeitswert gering.

DOJ und FBI erklärten nach ihrer Prüfung, keine belastbare „client list“, keinen Beleg für Erpressung
Prominenter und keinen Anlass für weitere Offenlegung gefunden zu haben; sie bekräftigten die
Suizidfeststellung. Die Kehrtwende gegenüber früheren Erwartungen löste einen massiven
politischen Streit aus. Status: amtliche Position; Umfang und Transparenz der Prüfung
politisch umstritten.

Kongressausschüsse, Gerichte und Medien stritten um Vorladungen, Grand-Jury-Material,
Nachlassunterlagen und personenbezogenen Opferschutz. Einzelne Trump-bezogene Dokumente
wurden veröffentlicht oder behauptet; Authentizität, Kontext und Beweiswert müssen jeweils
separat geprüft werden. Status: laufender Aktenkomplex. Detailseite

1. DOJ, Anklage gegen Jeffrey Epstein, 08.07.2019: https://www.justice.gov/usao-
sdny/pr/jeffrey-epstein-charged-manhattan-federal-court-sex-trafficking-minors

2. DOJ Office of Inspector General, Investigation and Review of the Federal Bureau of Prisons’
Custody, Care, and Supervision of Jeffrey Epstein, Juni 2023:
https://oig.justice.gov/reports/investigation-and-review-federal-bureau-prisons-custody-
care-and-supervision-jeffrey

3. DOJ, Verurteilung Ghislaine Maxwells, 29.12.2021: https://www.justice.gov/usao-
sdny/pr/ghislaine-maxwell-convicted-conspiring-jeffrey-epstein-sexually-abuse-minors

4. New York Magazine, „Jeffrey Epstein: International Moneyman of Mystery“, 28.10.2002:
https://nymag.com/nymetro/news/people/n_7912/

5. DOJ/FBI, Memorandum zur Aktenprüfung, Juli 2025; Dokumentbestand über DOJ „Epstein
Library“: https://www.justice.gov/epstein

Juli 2025: DOJ/FBI-Memorandum

2025–2026: Kongress, weitere
Veröffentlichungen und Trump-bezogene
Dokumente

Quellen

https://polidocs.nilox.network/books/donald-trump/page/die-epstein-akten-unter-trumps-zweiter-regierung
https://www.justice.gov/usao-sdny/pr/jeffrey-epstein-charged-manhattan-federal-court-sex-trafficking-minors
https://www.justice.gov/usao-sdny/pr/jeffrey-epstein-charged-manhattan-federal-court-sex-trafficking-minors
https://oig.justice.gov/reports/investigation-and-review-federal-bureau-prisons-custody-care-and-supervision-jeffrey
https://oig.justice.gov/reports/investigation-and-review-federal-bureau-prisons-custody-care-and-supervision-jeffrey
https://www.justice.gov/usao-sdny/pr/ghislaine-maxwell-convicted-conspiring-jeffrey-epstein-sexually-abuse-minors
https://www.justice.gov/usao-sdny/pr/ghislaine-maxwell-convicted-conspiring-jeffrey-epstein-sexually-abuse-minors
https://nymag.com/nymetro/news/people/n_7912/
https://www.justice.gov/epstein




Epstein-Files

Stand: 11. August 2026

Donald Trump und Jeffrey Epstein kannten sich über Jahre und nahmen an denselben
gesellschaftlichen Veranstaltungen teil. Fotos, Video, ein Trump-Zitat von 2002 und weitere
Kontaktspuren belegen mehr als eine flüchtige einmalige Begegnung. Zugleich liefert dieses
Material allein keinen Beweis, dass Trump von Epsteins Sexualstraftaten wusste oder daran
beteiligt war. Behauptungen über einen späteren Bruch und einen Ausschluss Epsteins aus Mar-a-
Lago sind plausibel, aber in Zeitpunkt und Anlass nicht vollständig geklärt.

NBC-Archivmaterial zeigt beide 1992 bei einer Mar-a-Lago-Veranstaltung.
Gesellschaftsfotografien dokumentieren weitere gemeinsame Anlässe.
Trump sagte 2002 dem New York Magazine, er kenne Epstein seit fünfzehn Jahren, nannte
ihn „terrific guy“ und bemerkte, Epstein möge Frauen „on the younger side“.
Öffentlich gewordene Flugprotokolle werden häufig diskutiert. Jeder einzelne Eintrag muss
nach Person, Datum, Route und Originalquelle geprüft werden; ein Flug ist kein
Tatnachweis.

Trump sagte 2019, er habe Epstein seit etwa fünfzehn Jahren nicht mehr gesprochen und sei „not a
fan“. Berichte führen unterschiedliche Erklärungen an: einen Immobilienkonflikt, unangemessenes
Verhalten gegenüber einer jungen Frau oder einen Ausschluss aus Mar-a-Lago. Ohne zeitnahe
Primärunterlage sollte keine Variante als endgültig erwiesen dargestellt werden.

Wie eng waren Donald
Trump und Jeffrey Epstein?

Kurzfazit

Belastbar belegte Kontakte

Der spätere Bruch



Der Anwalt Bradley Edwards, der Epstein-Opfer vertrat, sagte öffentlich, Trump habe 2009 auf
Anfrage mit ihm gesprochen und hilfreiche Informationen gegeben. Das ist relevante entlastende
Evidenz, beweist aber ebenfalls nicht sämtliche Details des früheren Verhältnisses.

„In Akten genannt“ bedeutet nicht „beschuldigt“. Gerichtsakten enthalten Zeugen,
Kontakte, Gerüchte, Dienstleister und beiläufig erwähnte Personen.
Ein Foto beweist Bekanntschaft, nicht Mitwirkung.
Ein authentisches problematisches Zitat beweist nicht automatisch Wissen über
konkrete Verbrechen.
Ein Dementi oder Kontaktabbruch widerlegt nicht automatisch frühere Nähe.

Für eine belastbare Bewertung sind originale Fluglogs, Kalender, Telefonbücher, Aussagen unter
Eid und zeitnahe Clubunterlagen wichtiger als Social-Media-Collagen. Die Recherche wird jedes
Trump-bezogene Dokument einzeln mit Provenienz, Kontext und Gegenbelegen erfassen.

1. New York Magazine, Landon Thomas Jr., „Jeffrey Epstein: International Moneyman of
Mystery“, 28.10.2002: https://nymag.com/nymetro/news/people/n_7912/

2. NBC News, Archivvideo und Bericht zur Mar-a-Lago-Veranstaltung 1992, 17.07.2019:
https://www.nbcnews.com/news/us-news/video-shows-trump-epstein-laughing-discussing-
women-1992-mar-lago-n1030291

3. Bradley Edwards, Pressekonferenz/Aussagen zur Kooperation Trumps, 2019; als
Sekundärbeleg einzuordnen: https://www.youtube.com/watch?v=iWvOyrf_OQs

Häufige Fehlschlüsse

Offene Fragen

Quellen

https://nymag.com/nymetro/news/people/n_7912/
https://www.nbcnews.com/news/us-news/video-shows-trump-epstein-laughing-discussing-women-1992-mar-lago-n1030291
https://www.nbcnews.com/news/us-news/video-shows-trump-epstein-laughing-discussing-women-1992-mar-lago-n1030291
https://www.youtube.com/watch?v=iWvOyrf_OQs


Epstein-Files

Stand: 11. August 2026

Die Kontroverse um die „Epstein-Files“ in Trumps zweiter Amtszeit entstand vor allem aus einer
Lücke zwischen weitreichenden Transparenzversprechen und später begrenzten beziehungsweise
widersprüchlich kommunizierten Veröffentlichungen. Das DOJ/FBI-Memorandum vom Juli 2025
erklärte, die Prüfung habe keine belastbare Kundenliste, keinen Beleg für ein Erpressungssystem
prominenter Personen und keinen Grund für weitere breite Offenlegung ergeben. Diese amtliche
Aussage ist nicht dasselbe wie eine unabhängige öffentliche Prüfung des vollständigen
Aktenbestands.

Attorney General Pam Bondi ließ ausgewählten konservativen Influencern Ordner überreichen. Ein
großer Teil des Materials war bereits öffentlich. Bondi erklärte danach, eine New Yorker FBI-
Dienststelle habe weitere Akten nicht geliefert, und verlangte deren Übergabe. Die Inszenierung
schuf die Erwartung weiterer substantieller Veröffentlichungen.

DOJ und FBI veröffentlichten ein kurzes Memorandum. Es erklärte im Kern:

keine belastbare „client list“ gefunden,
keine glaubwürdigen Beweise für Erpressung prominenter Personen gefunden,
keine Grundlage für Ermittlungen gegen nicht angeklagte Dritte gefunden,
Epsteins Tod weiterhin als Suizid bewertet,
weitere Veröffentlichung wegen Opferdaten, Missbrauchsmaterial und rechtlicher
Schutzpflichten nicht angemessen.

Die Epstein-Akten unter
Trumps zweiter Regierung

Kurzfazit

Februar 2025: „Phase 1“

Juli 2025: Kehrtwende



Opferschutz und Grand-Jury-Geheimhaltung sind reale rechtliche Grenzen. Kritiker bemängelten
dennoch, dass weder Prüfmethodik noch Akteninventar ausreichend offengelegt wurden und
frühere Aussagen Bondis andere Erwartungen erzeugt hatten.

Spätere Berichte und parlamentarische Veröffentlichungen betrafen unter anderem frühere
Kontakte, angebliche Korrespondenz und Nachlassmaterial. Für jedes Dokument gelten vier
getrennte Fragen: Ist es authentisch? Was sagt es tatsächlich? War Trump nur erwähnt oder
beschuldigt? Gibt es unabhängige Bestätigung? Eine pauschale „Liste“ ersetzt diese Prüfung nicht.

Grand-Jury-Material unterliegt Federal Rule of Criminal Procedure 6(e). Akten können Namen und
intime Angaben von Opfern, unbestätigte Hinweise und Missbrauchsdarstellungen enthalten.
Transparenz muss deshalb mit Schwärzungen, richterlicher Freigabe und Benachrichtigung
Betroffener verbunden werden. Dass nicht alles veröffentlicht wird, beweist für sich allein keine
Vertuschung; widersprüchliche Aussagen und selektive Inszenierung rechtfertigen aber
Nachfragen.

Der bislang stärkste belegbare Vorwurf ist politisch-administrative Irreführung und
mangelnde Transparenz, nicht der automatische Nachweis, Trump habe Epsteins Straftaten
gedeckt oder daran teilgenommen. Solche weitergehenden Behauptungen benötigen
eigenständige Beweise.

1. DOJ, „The Epstein Files: Phase 1“, 27.02.2025: https://www.justice.gov/opa/pr/attorney-
general-pamela-bondi-releases-first-phase-declassified-epstein-files

2. DOJ, Epstein-Dokumentenbibliothek, einschließlich DOJ/FBI-Memorandum vom Juli 2025,
abgerufen am 11.08.2026: https://www.justice.gov/epstein

Trump-bezogene Dokumente

Was rechtlich nicht einfach
veröffentlicht werden darf

Bewertung

Quellen
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3. Federal Rule of Criminal Procedure 6(e), Grand-Jury-Geheimhaltung:
https://www.law.cornell.edu/rules/frcrmp/rule_6

4. DOJ OIG, Bericht zu Epsteins Haft und Tod, Juni 2023:
https://oig.justice.gov/reports/investigation-and-review-federal-bureau-prisons-custody-
care-and-supervision-jeffrey

https://www.law.cornell.edu/rules/frcrmp/rule_6
https://oig.justice.gov/reports/investigation-and-review-federal-bureau-prisons-custody-care-and-supervision-jeffrey
https://oig.justice.gov/reports/investigation-and-review-federal-bureau-prisons-custody-care-and-supervision-jeffrey

